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politische Uebersicht.
Zürich, ?0, Juni kl>?0.

Die weltgeschichtlichen Ereignisse der
letzten vier Wochen nur kurz, aber voll-
ständig hier aufzuführen, brauchte allzu
viel Raum, Regierungskrisen, Streiks,
Zuwiderhandlungen gegen die Vernunft,
die nun endlich Ruhe und Frieden zum
notwendigen Wie-
deraufbau der zer-
richteten Verhältnis-
se in Europa fordert,
füllten die Spalten
der Tagespresse auch
in der letzten Be-
richtspcriode? die
Vorbereitungen zur
Präsidentenwahl in
Amerika und die
Stellungnahme des
Senates zur Völker-
buudsfrage traten
fast in den Hinter-
gründ des Interest
ses, so wichtig diese
Dinge an sich auch
für Europa sind.

Mit großer Span-
nung verfolgte man
überall den Verlauf
der Reichstags-

wähl in der
deutschen Repu-
blik, Rechts- und
Linksputsche rvur-
den prophezeist das;
in Deutschland die
Regierungsparteien
mehr und mehr an
Anhängern eingebüßt hatten, wußte man
bereits im voraus; die Unzufriedenheit der
Wähler mit den gegenwärtigen Verhält-
nissen war bekannt. Und die Folgen? Ein
Wahlergebnis, das der bisherigen Regie-
rung die notwendige Mehrheit entzog und
deren Rücktritt zur Folge hatte. Das
Stärkeverhältnis des künftigen Reichs-
tages, dessen Wahl ohne jegliche ernstere

Unruhe vor sich ging, bietet nun fvl-
gendes Bild: kl? Sozialdemokraten, <41

Unabhängige, <!? Deutsche Volksparteiler,
Ü4 Zentrumslcute, ?1 Bayrische und christ-
liche Volksparteiler, «iü, Deutschnationale,
4ö Demokraten sdazu 1 schleswig-holstei-
nischer Baucrndemokrath Kommunisten,

ö Deutschhannove-
raner, l! Württem-
belgische Bauern-
bündler, 4 Bayer!-
sche Bauernbündler,

Das heißt: die
Flügelparteien nach
links und rechts sind
gestärkt, die Mittel-
Parteien geschwächt
aus der Wahl her-
vorgegangen. Die
Folge dürfte sein,
daß eine dauernde
Mehrheit, auf die
sich die Negierung
stützen könnte, nicht
zu erreichen ist, daß
gerade das eintreten
wird, was Deutsch-
land jetzt am aller-
wenigsten brauchen
kann: eine Periode
von Krisen, Bedenk-
lich ist auch, daß trotz
den, Kapputsch die
Deutschnationalen

volle lib Sitze gewin-
nen. Als weiteres
recht bezeichnendes
Zeichen der Zeit

darf hier registriert werden, daß die

Schwerindustrie durch Ankauf großer
Blätter die mißliche Lage der deutschen
Presse ausnützt und die öffentliche Mei-
nung i,i ihre, d, h, der Alldeutscheu Hand
zu bringen sucht.

Das Wahlergebnis hatte nun eine

ziemlich langwierige Krisis im Reichs-
kabinett zur Folge, Reichskanzler Müller



Illustrierte Rundschau.

versuchte, vom Reichspräsidenten mit der
Neubildung betraut, umsonst, die Un-
abhängigen zur Teilnahme zu bewegen.
Sodann erhielt der Fraktionspräsident
der deutschen Volkspartei den Auftragt
allein die Fraktion der Mehrheitssozia-
listen hat die Beteiligung an einem Ka-
binett, in dein Elemente der Rechts-
Parteien sähen, einstimmig abgelehnt.
Zunächst schien sich insofern eine Klärung
zu vollziehen,

als sich den,
dritten vom

Reichspräsiden-
ten Beauftrag-
ten, Trimborn,
die Deutschn«-
tionalen und

die Demokraten
zur Mitarbeit
bereit erklärt

hatten; allein
infolge der Ab-
lehnung aller

Angebote durch
die Sozialde-

mokraten schei-
terte auch seine
Mission. Feh-

renbach, der
vom Reichsprä-

sidenten als
Reichskanzler
vorgeschlagen

worden, lehnte
vorerst ab.

Darauf nannte
Trimborn un-
ter Billigung

der Zentrums-
fraktion und des

Parteivorstau-
des den deut-
schen Geschäftsträger in Paris, t)r. Mayer.
Dieser Vorschlag fand die volle Zustim-
mung des Reichspräsidenten, der sich so-

fort telegraphisch mit einem entsprechenden
Angebot an Or. Mayer wandte. Allein
auch dieser scheint keineswegs geneigt zu
sein, sich diesem dornenvollen Amt zu wid-
men; mit dein Hinweis auf die Wichtigkeit
seiner Pariser Mission lehnte auch er ab.
Nun wandte sich der Reichspräsident noch-
mals an den Präsidenten der National-

Versammlung, Fehrenbach, mit dem er
wegen der Uebernahme des Reichskanzler-
amtes verhandelte. Dieser verhält sich im
Augenblick gegenüber der Anregung, die
Kabinettsbildung zu übernehmen, nicht
mehr unbedingt ablehnend; es gelang
ihm aber bis zur Stunde noch nicht, aus
den drei alten Koalitionsparteien ein
Kabinett zustande zu bringen, und es

dürfte nur noch eine Regierung der bür-
gerlichen Mitte
in Frage kom-

men.
In Italien

war das neue
Ministerium
Nitti von ganz
kurzer Dauer.
Es erlebte nicht

einmal eine
parlamentari-
sche Session.
Das Regie-
rungsdekret

über die Brot-
Preiserhöhung,
das im ganzen
Lande mit Un-
willen aufge-
nommen wor-
den, hatte zur
Folge, das; die
Sozialisten die
heftigste Oppo-
sition began-

nen, die Radi-
kalen sich ihr,
wenn auch aus
andern Grün-
den, anschlössen,
und die dadurch
geschaffene La-
ge veranlasse

Nitti, in der ersten Kammersitzung vom 9.

Juni die Rückgängigmachung des Dekretes
und sein Demissionsgesuch mitzuteilen. Nun
ist Eiolitti wieder aus der Versenkung
aufgetaucht, der Neutralist, der zu Anfang
des Krieges als Hochverräter und Feind
des Volkes von den Interventionisten ver-
folgt wurde, der nüchterne Nützlichkeit?-
Politiker und parlamentarische Routinier,
und ihm ist nun die Bildung eines Koa-
litionsministeriums gelungen, das fol-
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gerrde Zusarrirrrensetzung ausweist: Vor-
sitz und Inneres: Giolitti, Auswärtiges:
Sforza, Kolonien: Rossi, Justiz und Ku>-
tus: Fera, Finanzen: Tcdcscho, Schatz:
Meda, Krieg: Bonouri, Marine: Adrrriral
Secchi, Unterricht: Eroce, öffentliche Ar-
öciten: Peano, Landwirtschaft: Micheli,
Industrie rind Handel: Alcssio, Post und
Telegraph: Pasqualino Vassallo, befreite
Gebiete: Rairreri, Arbeit: Kabriola. Die
Minister haben ani 16. Juni, vormittags,
denr König den Eid geleistet.
Ob es dem hoch in den

Siebzigen stehenden ge-
wiegten Politiker gelingen
wird, Italiens zerfahrene
politische Verhältnisse zn
bessern, bleibt abzuwarten.

Auf Italiens dringliche
Vorstellungen läßt sich wohl
die Verschiebung der Kon-
fererrz von Spaa zurück-
führen, da Italien zunächst
wieder geordnete parlamen-
tarische Verhältnisse besitzen
wollte. Die Konferenz soll
nun am ö. Juli stattfinden.

Auch mag die Einberufung des deutschen
Reichstages auf den Tl. Juni, früher wäre
sie nicht möglich gewesen, die Alliierten
denr italienischen Wunsche geneigter ge-
macht haben. Weder in Italien noch in
Frankreich gab man sich mit den Ab-
machungen in Hpthe zufrieden. Es wirkte
aber beruhigend, als Millerand in der
Kammer mitteilte, das; die Schuld
Deutschlands für die Wiedergutmachung
noch nicht endgültig festgesetzt sei und daß

die Alliierten auf die Pfän-
der, die sie in den besetzter!
Gebieten in der Hand hüt-
ten, keineswegs zu verzich-
ten gedächten. Zudem er-
reichte Italien von England
und Frankreich die Erklä-
rung, die in Hpthe getrof-
fenen Abmachungen über
die Verteilung der deutschen °

Entschädigung seien kein

Kollektivbcschlutz, und diese

Frage werde in einer Vor-
konferenz in Boulogne sur
Mer noch endgültig geregelt.
Italien hat zu dieser Kon-WWW

die delegierte Ses englischen Polizeikorps.
Phot. F. H. Jullien, Genf.
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Slick auf die Nheinhafenanlage

ferenz den Unterstaatssekretär Sforza
abgeordnet; sie wird am 21. Juni statt-
finde.

Eine Ministerkrise ist ferner ansge-
brachen in Oesterreich. Anlas; zumNück-
tritt boten Beratungen über die Ver-
mögensabgabe und über die Soldaten-
räte. Seit den Wahlen zur Nationalver-
sannnlung bestand in Oesterreich eine
Koalition der Christlichsozialen und der
Sozialdemokraten, also eine unnatürliche
Verbindung zweier gegnerischer Par-
teien, der beiden größten und stärksten, die
durch die Verhältnisse aneinander ge-
bunden waren. Das; innerhalb dieser
Koalition schon bisher nicht die schönste

Einigkeit herrschte, liegt auf der Hand.
Welchen Weg man nun einschlägt, ist noch
nicht völlig klar; vielleicht wird ein bürger-
liches Ministeriuni ack iutorim gebildet,
da sich die Koalition kaum mehr flicken
läßt, und wenn die zwei brennendsten
Fragen, die der Verfassung und die der
Vermögensabgabe, von der Nationalver-
sammlnng verabschiedet sind, mag zu
deren Neuwahl geschritten werden.

Was uns heute aber besonders inter-

bei Sasel. Phot. A. Kngler, Basel.

essiert, ist die Haltung des Völkerbunds-
rates in dem Konflikt zwischen Per-
sien und Sovietrnßland, um dessen

Schlichtung der persische Prinz Firnz den
Völkerbund gebeten hat. Daß man heute
schon große Erwartungen auf eine solche
Aktion setzen dürfe, wird nian kaum be-
Häupten wollen. Der Protest des Prinzen
beim Völkerbundsrat wandte sich gegen
die Besetzung des zum persischen Staats-
gebiete gehörenden Hafens Enzeli durch
bolschewistische Truppen. Nun ist Persien
ursprüngliches Mitglied des Völkerbundes.
Rußland ist Nichtmitglied, und zudem ist
seine Negierung von denen der Völker-
bundsstaaken nicht anerkannt. Wenn nun
der Völkerbundsrat die Schlichtung des

Konfliktes hätte übernehmen müssen, so

würde er stillschweigend die Soviet-
regiernng anerkannt haben, was beson-
ders in Frankreich nicht gewünscht wird.
Die Lage war also ziemlich heikel, und es

mag den in London versammelten Herren
recht willkommen gewesen sein, daß es ge-
lang, direkte Verhandlungen zwischen
Nußland und Persien anzubahnen, und
daß sie erklären konnten, sie hätten aus
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diesem Grunde keine Ursache, direkt in
diese Verhandlungen einzugreifen,

Prinz Firuz habe, wird ferner ge-
meldet, mit Krassin eine Unterredung
gehabt. Dieser Krassin halt sich seit etwa
Monatsfrist in London auf und sucht als

Unterhändler Sowietruhlands mit den

Regierungen der Alliierten, insbesondere

Englands, ein Abkommen über die Wie-
deranfnahme wirtschaftlicher Be-
Ziehungen zu treffen. In Frankreich
findet dieser Versuch wenig Gegenliebe,
und die öffentliche Meinung äußerte sich

ziemlich mißmutig über das Entgegen-
kommen, das Lloyd George diesem Unter-
Händler angedeihcn lieh. Man behauptet,
es bestehe zwischen dem Vorgehen der
Bolschewik! in Asien und dem Verhalten
des englischen Premiers ein gewisser

Zusammenhang, Am 17, Zum ist nun
der ständige Ausschuß des Obersten Wirt-
schaftsrates mit Krassin zu einer Be-
sprechung zusammengetroffen, ferner er-
klärte Lloyd George offiziell, Italien,
Belgien, sowie Japan hätten sich zu Ver-
Handlungen mit Ruhland bereit erklärt.

Hier mag noch registriert werden, dah

Essad Pascha, der ehemalige Diktator
Albaniens, in Paris, beim Verlassen des

Rundschau, 117

Hotels, von einen, 27, Jahre alten Stu-
denken der Pädagogik albanischer Natio-
nalität am 13, Juni ermordet worden
ist. Der Mörder erklärte, er habe, einem
spontanen Einfall gehorchend, Essad

Pascha umbringen wollen, um die Lei-
den des albanischen Volkes an ihn, zu
rächen.

Die Labourpartei in England hat
eine Delegation nach Ruhland ge-
sandt, die sich an Ort und Stelle über die

Zustünde in der bolschewistischen Repu-
blik orientieren sollte. Der vorläufige Be-
richt dieser Abgesandten lautet ziemlich
enttäuscht, wenn auch nicht so ungünstig,
wie es Lenin wohl erwartet hatte, als er
einen Brief nach England sandte, worin
er den Konflikt darstellte, der zwischen den
Delegierten und den russischen Bolsche-
witi ausgebrochen ist. Die beiden Dele-
gierten Shaw und Turner, deren Aeuhe-

rungen publiziert wurden, machen für
die mißlichen Zustände in Ruhland frei-
lich die 'Alliierten (Blockade, feindselige
Haltung gegen die Bolschewik!) verant-
wortlich. Die Kritik an, Regime selber

dürfte wohl der offizielle Bericht bringen,
sofern die Herren diesen dann so offen-
herzig abfassen, wie sie ihre Kritik — nach

der erste schweizerische Rheingüterüampfer (Heckraddampfer) „Schweiz" vor der neuen Rheinbrücke in Basel.

Phot. W. Helg, Basel.
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dem Konflikt mit Lenin zu urteilen — in
Rußland selber geäußert haben.

In der Schweiz tagte die Bundes-
Versammlung in Bern während dreier
Wochen. Von ihren Beschlüssen wären
zu nennen die Ablehnung der Besteue-
rung fremder Depositen in unsern
Banken durch den Nationalrat, der sich

hiermit in Uebereinstimmung mit dem
Ständerat befand. Ferner die Genehmi-
gung der Ruhegehälter der Bundes-
räte, Bundes- und Versicherungs-
richten Eine Interpellation Gräber
hatte die sofortige vom Bundesrate ver-
fügte Schließung des lierole àu 1,6-
man in Genf zur Folge, deni die Genfer
Behörden eine etwas weitgehende Ge-
duld hatten angedeihen lassen, obwohl die
Spielbankinitiative angenommen und in-
zwischen rechtskräftig geworden war. Der
prompte Erfolg, sowie die bestimmte Er-
klärung Bundesrat Häberlins, energisch
für Abhilfe zu sorgen, taten gute Wirkung.
Die Vorlage des Bundesrates über Dar-
erhöhungen der T. B. B., deren
Dringlichkeit vom National- und Stünde-
rat eingesehen worden, fand die Billigung
der Räte, und diese neuerliche Belastung
der auf die Verkehrsmittel Angewieseneu
wird nun schon auf den 1. August ein-
treten. Auch die Zollzuschläge fan-
den die Genehmigung; die außerordent-
liche Erhöhung des Tabakzolls dürfte
eine Verteuerung dieses Luxusartikels
zur Folge haben, die vielen Rauchern ver-
drießlich sein mag. Aber die Finanznot
als Folge der Kricgszeit erfordert die Er-
schließung von Quellen für die Bundes-
kasse, auch wenn unser mit indirekten
Steuern nicht allzu sehr belastetes Land
eine solche bekommen sollte, was die prin-
zipiellen Gegner dieser Art der Besteue-
rung bedauern mögen. Abgelehnt wurde
dann die Beschwerde der Basler
Sozialdemokraten über den General-
streikprozcß. Es wurde eifrig debattiert;
doch die Bemühungen, den Streik als rein
wirtschaftliche Maßnahme hinzustellen,

verfingen nicht. IVö gegen 2ö Stimmen
waren für Ablehnung. Hervorgehoben sei

ferner die Debatte über das Postulat der
Kommission für Beratung des Neutrali-
tätsberichtes: „Die eidgenössische Frem-
denpolizei ist auf eine einfache Paß-
kontrolle an der Landesgrenze zu be-
schränken." In Wort und Schrift ist gegen
die Fremdenpolizei in letzter Zeit heftig
Sturm gelaufen worden: Von den an
der Fremdenindustrie Interessierten aus
geschäftlichen, von den Sozialdemokraten
aus politischen Gründen. Mit <19 gegen
46 Stimmen wurde das Postulat im
Nationalrat genehmigt. Der Ständerat
hat sich noch nicht dazu geäußert. —

Nachdem das Arbeitsgesetz, gegen das
das Referendum ergriffen worden war,
vom Volke aus psychologisch begreiflichen,
aber politisch nicht zu billigenden Gründen
abgelehnt worden ist, ist nun auch das
Referendum gegen das Gesetz über die
Arbeitszeit bei den Verkehrsanslalten
zustande gekommen. Es ist zu hoffen,
unser Volt beweise hier einen weitern
Blick als dort und verstehe die sozialen
Forderungen der Gegenwart diesmal
besser.

Etwelche Nervosität hatte die Ber-
legung der ersten Völkerbundstagung
nach Brüssel zur Folge. Man fragte sich,

vb eventuell jetzt, da die Schweiz Mitglied
des Völkerbundes sei, Genf leer ausgehen
müsse, und die ehrlichen Freunde des
Völkerbundes waren ernstlich besorgt, weil
sie mit Recht in einem Bruch des Ver-
sprechens für die Sache selbst die größte
Gefahr zu sehen glaubten. Nun ist jedoch
dein Bundesrate, der sofort eine würdig
gehaltene Anfrage an den Völkerbunds-
rat gerichtet hatte, die beruhigende Zu-
sicherung gegeben worden, daß eine Aen-
derung des Art. 7 des Vertrages nicht
beabsichtigt sei. Fn Brüssel werde ledig-
lich über den Zeitpunkt der klebersiede-
lung des ' Völkerbundssekretariates nach

Genf Beschluß gefaßt. Damit fallen die
Kombinationen der Beitrittsgegner und
ihrer etwas voreilig triumphierenden Or-
gane in nichts zusammen. H. Zck.-L.
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